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Durch die Bestimmungen der АО Nr. 2 werden weder die 
Verbraucherpreise gegenüber der Bevölkerung verändert, 
noch dürfen solche Veränderungen vorgenommen werden. 
Dieser Grundsatz gilt auch für die АО Nr. Pr. 475/1 über 
Kosten- und Preisobergrenzen vom 5. Dezember 1985 (GBl. I 
Nr. 34 S. 383).7 Die Methoden zur Ermittlung der Kosten- und 
Preisobergrenzen wurden inhaltlich an die neuen Maßstäbe 
angepaßt, die für die Entwicklung neuer Erzeugnisse gelten.

*

Zur weiteren Ausgestaltung der rechtlichen Regelungen über 
die zwischenbetrieblichen Kooperationsbeziehungen werden 
-in'der DB zum Vertragsgesetz — Sicherung des rechtzeitigen 
Vertragsabschlusses — vom 28. November 1985 (GBl. I Nr. 32
S. 362) Vertragsabschlußfristen festgelegt. Danach sind Liefer­
verträge abzuschließen, sobald die Vertragsbedingungen auf 
Grund der staatlichen Aufgaben sowie der anderen in § 23 
Abs. 1 VG genannten Voraussetzungen für den Vertragsab­
schluß gegeben sind, spätestens jedoch einen Monat nach 
Übergabe der staatlichen Planauflagen. Soweit Fristen in 
Rechtsvorschriften bestimmt oder in Koordinierungsverein­
barungen festgelegt wurden, gelten diese.

Wenn der Auftraggeber sein Vertragsangebot so spät un­
terbreitet, daß die Vertragsabschlußfrist vor der gemäß § 29 
VG maßgebenden Frist für die Annahme des Angebots ablau­
fen würde, verlängert sich die Vertragsabschlußfrist bis zum 
Ablauf der Annahmefrist. Wird das Vertragsangebot erst 
nach Ablauf der Vertragsabschlußfrist unterbreitet, gilt die 
gemäß § 29 VG maßgebende Annahmefrist als Vertragsab­
schlußfrist. Die Leistenden haben an die Auftraggeber Ver­
tragsstrafe zu zahlen, wenn sie den Abschluß von Verträgen 
unbegründet verzögern oder verweigern und dadurch Fristen 
für den Vertragsabschluß verletzen, die in Rechtsvorschriften 
oder Koordinierungsvereinbarungen enthalten sind. Für die 
Höhe der Vertragsstrafe gelten die Bestimmungen über den 
Leistungsverzug (§100 VG; §23 der l.DVO zum VG; §16 
Abs. 2 der 4. DVO zum VG).

*

Die sorgsame Pflege und Nutzung sowie die planmäßige vor­
beugende Instandhaltung und Instandsetzung von Bauwerken 
dient der Erhaltung des Volksvermögens und dem Leben und 
der Gesundheit der Bürger. Hierzu werden mit der АО über 
die Wahrnehmung der Verantwortung der Rechtsträger und 
Eigentümer für die Instandhaltung und Instandsetzung von 
Gebäuden und baulichen Anlagen vom 8. November 1985 
(GBl. I Nr. 32 S. 363) Rechtspflichten präzisiert, wie sie z. B. 
nach § 15 Baulandgesetz vom 15. Juni 1985 (GBl. I Nr. 17 
S. 201) und nach § 12 der VO über die Staatliche Bauaufsicht 
vom 30. Juli 1981 (GBl. I Nr. 26 S. 313) bestehen.

Nach der АО sind die Rechtsträger und Eigentümer von 
Bauwerken verpflichtet, diese regelmäßig auf ihren Bauzu­
stand zu überprüfen bzw. durch Baufachleute überprüfen zu 
lassen. Bei Mehr- und Einfamilienhäusern hat das minde­
stens alle 10 Jahre, bei allen übrigen Bauwerken einmal im 
Zeitraum von 5 Jahren zu geschehen. Ausgenommen davon 
sind Erholungsbauten, Einzelgaragen, Schuppen, Ställe usw., 
die privat genutzt werden. Mieter bzw. Nutzer eines Bau­
werks sind nur dann zur Überprüfung verpflichtet, wenn sie 
das vertraglich übernommen haben.

Die Überprüfungsergebnisse sind schriftlich zu dokumen­
tieren und auf Verlangen der Staatlichen Bauaufsicht vor­
zulegen. Die Rechtsträger und Eigentümer sind verpflichtet, 
bei den Überprüfungen festgestellte Mängel am Bauwerk zu 
beseitigen. Unberührt davon bleiben die in anderen Rechts­
vorschriften (z. B. §§101, 107 ZGB; §72 VG) festgelegten 
Pflichten zur sofortigen Beseitigung von Mängeln.

Maßstab für die Überprüfung der Bauwerke ist die Defi­
nition der Bauzustandsstufen gemäß der Anlage zur АО über 
den Abriß von Gebäuden und baulichen Anlagen 
— AbrißAO — vom 8. November 1984 (GBl. I Nr. 36 S. 438). 
Für Bauwerke, an die im Interesse des Schutzes von Leben 
und Gesundheit von Menschen und zur Vermeidung volks­
wirtschaftlicher Schäden hohe Anforderungen an die Bau­
sicherheit gestellt werden (Kategorien I, II und III gemäß der 
Anlage zur АО), sind zusätzlich zu den Bauzustandsüberprü­
fungen Gutachten zur Standsicherheit, zum bautechnischen 
Brandschutz sowie zur Einhaltung der im Projekt vorgege­
benen Nutzungsbedingungen einzuholen und der Staatlichen 
Bauaufsicht zur Einsichtnahme vorzulegen. Diese baufachli­
chen Gutachten sind durch zugelassene Bausachverständige 
abzugeben.8

Die regelmäßigen Überprüfungen des Bauzustandes der 
Bauwerke gemäß § 2 Abs. 2 der АО können Baufachleute in 
zusätzlicher Arbeit vornehmen. Der Anwendungsbereich der 
АО über die Zulässigkeit, Vergütung und Kontrolle von zu­
sätzlicher Arbeit bei der Vorbereitung und Durchführung von

Baumaßnahmen vom 25. August 1975 (GBl. I Nr. 35 S. 632)9 
wurde zu diesem Zweck erweitert. Das gilt nicht beim Einsatz 
von Bausachverständigen, die entsprechend § 9 der 3. DB zur 
VO über die Staatliche Bauaufsicht Honorare erhalten.

*

Mit der АО Nr. 2 über den öffentlichen Transport von Stück­
gut — Stückgut-Transport-AO (StTO) — vom 23. Oktober 1985 
(GBl. I Nr. 32 S. 365)19 werden die rechtlichen Regelungen für 
die bedarfsgerechte Erfüllung der Transporte für die Volks­
wirtschaft und die Bevölkerung durch die Eisenbahn und 
den Kraftverkehr ab 1. Januar 1986 auf den Stückguttrans­
port durch die Binnenschiffahrt ausgedehnt. Gleichzeitig 
wurden einige Bestimmungen für den Transport durch Eisen­
bahn und Kraftverkehr präzisiert. Das betrifft u. a. Bestim­
mungen über die Transportanmeldung, die Übergabe des Gu­
tes, die Lieferfrist und die materielle Verantwortlichkeit.

Die Bestimmungen für den Transport durch die Binnen­
schiffahrt wurden als selbständiger neuer Abschnitt in die 
АО aufgenommen. Hier ist geregelt, unter welchen Bedin­
gungen Bürger und Betriebe die Binnenschiffahrt für den 
Stückguttransport in Anspruch nehmen können (Transport­
pflicht), welche Güter nicht oder nur bedingt zum Transport 
zugelassen werden, sowie welche Anforderungen an den 
Frachtbrief und die Transportanmeldung gestellt werden. Er 
enthält weiter Bestimmungen zur Übergabe des Gutes an den 
Transportbetrieb sowie über Ladefristen, Lieferfrist und die 
Ablieferung des Stückgutes an den Transpartkunden.

Die 5. DB zur Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) — Antrag­
stellung zur Durchführung von Bauarbeiten — vom II. Okto­
ber 1985 (GBl. I Nr. 28 S. 318) steht in engem Zusammenhang 
mit der 2. DB zur StraßenVO — Sperrordnung — vom 
14. Mai 1984 (GBl. I Nr. 20 S. 259) H Die 5. DB regelt auf der 
Grundlage des § 40 StVO das Verfahren zur Einholung der 
Zustimmung der Deutschen Volkspolizei, wenn Straßen we­
gen Bauarbeiten gesperrt werden müssen. Als Bauarbeiten 
gelten dabei die gesamten Baumaßnahmen sowie Baustellen­
einrichtungen auf oder neben der Straße, die zu wesentlichen 
bzw. langfristigen Behinderungen oder Einschränkungen für 
den fließenden und ruhenden Verkehr, den Rad- und Fuß­
gängerverkehr einschließlich öffentlichen Personenverkehr 
führen. Welche Sperrungen als wesentliche gelten, ist in § 1 
Abs. 2 der 5. DB aufgeführt. Als langfristig gelten Bauarbei­
ten, die mehr als 7 Tage andauern.

Die 5. DB überträgt die Zuständigkeit für die Erteilung 
der Zustimmung zu Bauarbeiten bei Autobahnen und Tran­
sitstraßen den Bezirksbehörden der Deutschen Volkspolizei 
sowie bei Fernverkehrs- und Straßen der übrigen Kategorien 
den Volkspolizei-Kreisämtern, in deren Zuständigkeitsbereich 
die Bauarbeiten durchgeführt werden. Für die Hauptstadt ist 
in der Anlage zur 5. DB festgelegt, für welche Straßen das 
Präsidium der Volkspolizei zuständig ist, während für die 
übrigen Straßen die jeweiligen Volkspolizei-Inspektionen ent­
scheiden.

*

Entsprechend der Verpflichtung in § 13 Berggesetz, daß die 
für bergbauliche Zwecke genutzten Bodenflächen unverzüg­
lich, qualitätsgerecht und vorrangig für landwirtschaftliche 
Zwecke nutzbar zu machen sind, wurde die АО über die 
Wiederurbarmachung bergbaulich genutzter Bodenflächen 
— WiederurbarmachungsAO — vom 4. November 1985 (GBl. I 
Nr. 33 S. 369) erlassen. Durch sie werden die für die Wieder­
urbarmachung erforderlichen Aufgaben, Rechte und Pflichten 
derjenigen Wirtschaftseinheiten, Staatsorgane, Einrichtungen 
und gesellschaftlichen Organisationen geregelt, die Boden­
flächen bergbaulich nutzen oder genutzt haben oder als Fol­
genutzer für bergbaulich genutzte Bodenflächen festgelegt 
wurden.

Für die Betriebe, die Bodenflächen bergbaulich nutzen, 
besteht die Pflicht, diese unverzüglich wieder urbar zu ma­
chen. Zur Unterstützung der Direktoren der Betriebe sind 
Beauftragte für Wiederurbarmachung einzusetzen. Es sind 
Wiederurbarmachungskonzeptionen und Grundlagen zur Ge­
staltung der künftigen Bergbaufolgelandschaft zu erarbeiten, 
für die die Zustimmung des Rates des Bezirks einzuholen ist.

7 Zur AO Nr. Pr. 473 vom 14. April 1983 (GBl. I Nr. 12 S. 131) vgl. die 
Gesetzgebungsübersicht in NJ 1983, Heft 8, S. 326.

8 Vgl. hierzu die 3. DB zur VO über die Staatliche Bauaufsicht - Bau­
fachliche Gutachten und Bausachverständige — vom 29. September 
1981 (GBl. I Nr. 30 S. 351).

9 Vgl. hierzu die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1981, Heft 21, S. 635 f.
10 Zur AO (Nr. 1) über den öffentlichen Transport von Stückgut 

— Stückgut-Transport-AO (StTO) - vom 15. Februar 1984 (GBl. I 
Nr. 9 S. 93) vgl. die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1984, Heft 5, 
S. 195.

11 Vgl. hierzu die Gesetzgebungsübersicht in NJ 1984, Heft 11, S. 457.


